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Gutachterliche Stellungnahme zu dem 

Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung des Polizeigesetzes Nordrhein-Westfalen der Lan-

desregierung vom 30.09.2025, LT-Drs. 18/15921 

 

Vorbemerkungen 

Diese Stellungnahme wurde zur Vorbereitung der Sachverständigenanhörung vor dem Innenaus-

schuss am 30.10.2025 angefertigt. 

Sie gibt die persönliche Auffassung des Autors wieder, wobei im Vordergrund der Beurteilung die 

verfassungsrechtlichen Maßstäbe stehen, die das Bundesverfassungsgericht in ausdifferenzierter 

Rechtsprechung zu den gegenständlichen Rechtsfragen herausgearbeitet hat. Rechtspolitische Er-

wägungen stehen demgegenüber im Hintergrund, wenn auch solche nicht ausgespart werden sol-

len. 

Die im Gesetzesentwurf enthaltenen Änderungen werden zur besseren Lesbarkeit bspw. wie folgt 

zitiert: § 8 Abs. 3 PolG-E anstatt Art. 1 Nr. 2 a) des Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung 

des Polizeigesetzes Nordrhein-Westfalen. 

Aus Zeit- und Kapazitätsgründen können nachfolgend nicht alle Regelungsvorschläge in gleicher 

Ausführlichkeit beurteilt werden. Die Änderungsvorschläge in § 23 und § 24b PolG-E konnten nur 

kursorisch überblickt werden; die meist nur redaktionellen Korrekturen in den §§ 22, 24, 33, 33b 

und 33c PolG-E wurden nicht zum Gegenstand der schriftlichen Stellungnahme gemacht. 

Zusammenfassung 

Der Gesetzesentwurf ist insgesamt (mit Ausnahme der Regelung in § 34a PolG-E) von einem libe-

ralen Grundrechtsverständnis geprägt. Es wird nicht versucht, verfassungsrechtliche Grenzen 

auszuloten. Die vom BVerfG gesetzten Mindest-Eingriffsschwellen werden bei den meisten Befug-

nissen deutlich überschritten. Im Vergleich zu entsprechenden Regelungen in anderen Bundes-

ländern sind in den Eingriffsbefugnissen des Gesetzesentwurfs durchgehend höhere Anforderun-

gen vorgesehen. Das mag man anerkennen. 

~ HSPVNRW 

van.eckert
Parlamentspapiere



2 
 

Dennoch ist teils Kritik zu äußern. Die Definition von Straftaten von erheblicher Bedeutung miss-

lingt. Auch sind die Regelungen teils überkomplex gefasst (S. 12). Zudem lassen sich Überwa-

chungslücken in Bezug auf die Verhütung terroristischer Straftaten ausmachen sowie an manchen 

Stellen auch „handwerkliche“ Fehler. 

Die aus meiner Sicht neuralgischen Punkte fasse ich, soweit mir eine eingehende Begutachtung 

möglich war, wie folgt zusammen: 

I. Zu § 8 Abs. 3 PolG-E 

„Straftaten von erheblicher Bedeutung“ werden in § 8 Abs. 3 Satz 1 PolG-E zu weit gefasst. Dies 

hat zur Folge, dass jedenfalls die Regelung in § 16a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2a) PolG-E, die auf die Verhü-

tung solcher Straftaten von erheblicher Bedeutung zielt, nicht mit der Verfassung vereinbar wäre 

(dazu S. 4 f.). Eine Änderung wird angeregt. 

Gegen die Definition von „besonders schweren Straftaten“ in § 8 Abs. 3 Satz 2 PolG-E ist nichts zu 

erinnern. 

II. Zu § 16 PolG-E 

Die geplante Änderung wird befürwortet. 

III. Zu den Eingriffstatbeständen in den §§ § 16a Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 

1 PolG-E 

Die geplanten Änderungen sind mit der Verfassung vereinbar. Allerdings wird eine Absenkung 

der Eingriffsschwellen angeregt. Mit dem m.E. überschießendem Erfordernis einer „gegenwärti-

gen Gefahr“ kommt den besagten Regelungen keine praktische Bedeutung zu. Die Eingriffs-

schwelle sollte auf eine „konkrete Gefahr“ reduziert werden. Dies wird vom BVerfG auch aus-

drücklich gebilligt (dazu S. 7 f.). 

IV. Zu den Eingriffstatbeständen in den §§ 17 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2 und § 20 Abs. 1 

Nr. 2 PolG-E 

Die Regelungen sind mit der Verfassung vereinbar. Dennoch besteht Änderungsbedarf. Sie sind so 

formuliert, dass sich nicht hinnehmbare Überwachungslücken bei der Verhütung terroristischer 

Straftaten ergeben. Deshalb wird in den §§ 17a Abs. 1 Nr. 2a), 19 Abs. 1 Nr. 2a), 20 Abs. 1 Nr. 2a) 

PolG-E eine Ergänzung um „terroristische Straftaten“ (i.S.d. § 8 Abs. 4 PolG NRW) vorgeschlagen 

(dazu S. 10 f.). 

Umgekehrt sollten die Regelungen in den §§ 17a Abs. 1 Nr. 2b), 19 Abs. 1 Nr. 2b) und 20 Abs. 1 Nr. 

2b) PolG-E mit dem Ziel der Verhütung von auch „besonders schweren Straftaten“ ergänzt wer-

den. 

V. Zu § 20a PolG-E 
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Die geplante Änderung wird befürwortet. 

Darüber hinaus besteht aber weiterer Änderungsbedarf: In § 20a Abs. 1 PolG NRW wird auf bun-

desgesetzliche Regelungen des Telekommunikationsrechts verwiesen. Diese Regelungen wurden 

mittlerweile geändert; Gesetze, auf die verwiesen wird, sind teilweise nicht mehr in Kraft und 

wurden durch andere Regelwerke ersetzt (S. 14). Eine – vorwiegend redaktionelle – Anpassung 

noch in diesem Gesetzgebungsverfahren halte ich für angezeigt. 

VI. Zu § 21 PolG-E 

Die Regelung ist eindeutig verfassungskonform ausgestaltet. Aber auch hier erkenne ich nicht hin-

nehmbare Überwachungslücken bei der Verhütung terroristischer Straftaten (S. 15). Die Eingriffs-

norm sollte deswegen nicht nur die Verhütung besonders schwerer Straftaten bezwecken, son-

dern auch die Verhütung terroristischer Straftaten (i.S.d. § 8 Abs. 4 PolG NRW). 

VII. Zu § 23 PolG-E 

Die Regelung der Eingriffsschwellen in § 23 Abs. 6 PolG-E ist verfassungskonform ausgestaltet. 

Aber auch hier empfehle ich Änderungen: Es wäre m.E. angezeigt § 23 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1a) PolG-

E um terroristische Straftaten zu ergänzen; in § 23 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 b) PolG-E sollten demgegen-

über auch besonders schwere Straftaten aufgenommen werden. 

Gegen die Regelung in § 23 Abs. 6a PolG-E ist – nach nur kursorischer Durchsicht – nichts zu erin-

nern. 

VIII. Zu § 34a PolG-E 

Der Reglungsvorschlag, der eine nicht unerheblich Beeinträchtigung der Grundrechte der Be-

troffenen bewirkt, ist abzulehnen. Jedenfalls so lange, bis die Landesregierung ihrer Pflicht nach-

kommt, den Änderungsvorschlag ausreichend zu begründen, was im vorliegenden Entwurf nicht 

einmal ansatzweise geschehen ist (S. 17 ff.). 
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Stellungnahme 

A. Zur Straftatenqualifizierung in § 8 Abs. 3 PolG-E 

I. § 8 Abs. 3 Satz 1 PolG-E: Straftaten von erheblicher Bedeutung 

In § 8 Abs. 3 Satz 1 PolG-E werden Straftaten von erheblicher Bedeutung als solche qualifiziert, 

die im Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren bedroht sind. 

Diese Qualifizierung, die allein an das Strafmaß anknüpft und die durch die jeweiligen Straftaten 

geschützten Rechtsgüter, die von hinreichendem Gewicht sein müssen, außer Acht lässt, halte ich 

für verfehlt. 

Bei der gewählten Strafobergrenze von mehr als drei Jahren Freiheitsstrafe berufen sich die Ent-

wurfsverfasser auf eine entsprechende Äußerung von Rückert (in: MüKo StPO, 2. Aufl. 2023, § 

100g Rn. 58). Dessen Kommentierung wurde offensichtlich missverstanden. Rückert (aaO Rn. 57) 

definiert in seiner Kommentierung zunächst den unbestimmten Rechtsbegriff der Straftat von er-

heblicher Bedeutung unter treffender Bezugnahme der Rechtsprechung des BVerfG (Beschl. v. 

14.12.2000 – 2 BvR 1741/99, NJW 2001, 878 (880)). Danach ist eine Straftat von erheblicher Be-

deutung eine solche, die zumindest dem mittleren Kriminalitätsbereich zuzuordnen und geeignet 

ist, den Rechtsfrieden empfindlich zu stören sowie das Gefühl der Rechtssicherheit der Bevölkerung 

erheblich zu beeinträchtigen. Augenscheinlich wollte Rückert mit der Strafrahmenobergrenze von 

mehr als drei Jahren nur den Bereich der „mittleren Kriminalität“ verdeutlichen; davon unbenom-

men müssen aber solche Taten stets im Einzelfall auch geeignet sein, den Rechtsfrieden empfind-

lich zu stören bzw. das Gefühl der Rechtssicherheit der Bevölkerung erheblich zu beeinträchtigen. 

Unzutreffend ist es dann, wenn in der Entwurfsbegründung (S. 33) z.B. der einfache Diebstahl, § 

242 StGB, (nur) aufgrund der dort genannten Höchstfreiheitsstrafe von fünf Jahren pauschal als 

Straftat von erheblicher Bedeutung qualifiziert wird. Das kann nur dann der Fall sein, wenn der 

betreffende Diebstahl zusätzlich geeignet ist, den Rechtsfrieden empfindlich zu stören sowie das 

Gefühl der Rechtssicherheit der Bevölkerung erheblich zu beeinträchtigen. Das ist bspw. nach der 

Rechtsprechung (die auch Rückert zitiert, aaO Rn. 59) nicht der Fall, wenn ein Mobiltelefon sowie 

weitere Gegenstände im Gesamtwert von 550 Euro gestohlen werden (LG Hildesheim v. 12.3.2008 

– 12 Qs 12/08, Nds. Rpfl. 2008, 148). Demgegenüber stellt bspw. ein einfacher Diebstahl eine 

Straftat von erheblicher Bedeutung dar, wenn eine Geldbörse mit EC-Karte gestohlen wird, um 

damit anschließend einen Computerbetrug an einem Bankautomaten zu versuchen (LG Bonn 

NStZ 2020, 55). Das LG Bonn hat in diesem Fall eine Straftat von erheblicher Bedeutung damit 

begründet, dass durch Taten dieser Art der Rechtsfrieden empfindlich gestört sei, weil der Dieb-

stahl und Missbrauch von EC-Karten sich schon seit vielen Jahren zu einem ernsten (Massen-
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)Problem entwickelt hat, wobei insbesondere ältere Bürger im erhöhten Maße Opfer dieser Straf-

taten werden und einige ihre PIN-Nummer auch in der Geldbörse verwahren, wodurch leicht hohe 

Schäden entstehen können. 

Die Entwurfsfassung genügt den verfassungsrechtlichen Anforderungen an den erforderlichen 

Rechtsgüterschutz bei eingriffsintensiven Überwachungsmaßnahmen, die an Straftaten von er-

heblicher Bedeutung i.S.d. § 8 Abs. 3 Satz 1 PolG-E anknüpfen, damit nicht. Es bedarf einer Einen-

gung der Qualifizierung der „Straftaten von erheblicher Bedeutung“. 

Bei der erforderlichen Änderung sollte auf die vom BVerfG (BVerfG 14.12.2000 – 2 BvR 1741/99, 

NJW 2001, 878 (880)) gebilligte Definition zurückgegriffen werden. 

Vorschlag: „Straftaten von erheblicher Bedeutung sind solche, die zumindest dem mittleren Kri-

minalitätsbereich zuzuordnen und geeignet sind, den Rechtsfrieden empfindlich zu stören sowie 

das Gefühl der Rechtssicherheit der Bevölkerung erheblich zu beeinträchtigen.“ 

Es könnte folgender erläuternder Satz angefügt werden: „Dem Bereich der mittleren Kriminalität 

unterfallen Straftaten, die im Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Jahren be-

droht sind.“ 

Einer weiteren Einengung, etwa mittels eines Straftatenkatalogs, bedarf es nicht. Nach Auffassung 

des BVerfG ist schon mit dem bloßen Verweis auf die Begehung von „Straftaten von erheblicher 

Bedeutung“ dem rechtsstaatlichen Erfordernis der Normenklarheit und Justiziabilität genüge ge-

tan (BVerfG, Beschl. v. 14.12.2000 – 2 BvR 1741/99, NJW 2001, 878 (880)). Durch die Rechtspre-

chung kann der Begriff näher konkretisiert werden, was, wie gezeigt, auch schon in reichem Maße 

geschehen ist. 

II. § 8 Abs. 3 Satz 2 PolG-E: Besonders schwere Straftaten 

Gegen die Qualifizierung in § 8 Abs. 3 Satz 2 PolG-E von besonders schweren Straftaten als solche, 

die im Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren bedroht sind, ist nichts zu erinnern. 

Das BVerfG hat wiederholt festgestellt, dass präventiv-polizeiliche Überwachungsmaßnahmen, 

die tief in das Privatleben hineinreichen, nur zum Schutz besonders gewichtiger Rechtsgüter zu-

lässig sind (zuletzt BVerfG, Beschl. v. 24.06.2025, - 1 BvR 2466/19 – Trojaner I Rn. 135). Benennt 

der Gesetzgeber das zu schützende Rechtsgut nicht unmittelbar, sondern knüpft er an Straftatbe-

stände an (wie ganz überwiegend im PolG NRW der Fall), müssen diese entsprechend schwer wie-

gen. Dem verfassungsrechtlichen Erfordernis eines besonders gewichtigen Rechtsguts entspricht 

jedenfalls eine Begrenzung auf besonders schwere Straftaten im verfassungsrechtlichen Sinn. Das 

sind zunächst solche, die mit einer Höchstfreiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren bedroht sind 
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(vgl. auch BVerfG, Beschl. v. 24.06.2025, - 1 BvR 2466/19 – Trojaner I Rn. 137; BVerfGE 165, 1 (93 

Rn. 179); BVerfGE 169, 130 (219 Rn. 203) jeweils m.w.N.). 

Darauf hinzuweisen ist aber, dass der erforderliche Rechtsgüterschutz auch durch die Inbezug-

nahme weniger gewichtiger Straftaten gewährleistet werden könnte, falls diese mit einer ergän-

zenden Rechtsgutbetrachtung versehen werden oder wenn, wie in § 8 Abs. 4 PolG NRW, sicherge-

stellt ist, dass an sich weniger gewichtige Straftaten sich hinreichend als terroristische Straftaten 

qualifizieren lassen (BVerfG, Beschl. v. 24.06.2025, - 1 BvR 2466/19 – Trojaner I, Rn. 138 ff.). 

B. Zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung, § 16 

§ 16 PolG-E ist angemessen gefasst. Der Regelungsvorschlag enthält in jeder Hinsicht zureichende 

Regelungen zum Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung. 

Zuletzt forderte das BVerfG spezifische kernbereichsschützende Regelungen beim Einsatz von 

verdeckten Ermittlern und Vertrauenspersonen (BVerfGE 165, 1 (55 ff., Rn. 100 ff.). Solche beste-

hen bislang nicht, vielmehr greifen die diesbezüglich unzureichenden allgemeinen Vorschriften 

des § 16 PolG NRW. Zu regeln ist zumindest, dass die Maßnahmen abgebrochen werden müssen, 

wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater Le-

bensgestaltung erfasst werden. Es sei denn, der Abbruch wäre nicht ohne Gefahr für Leib oder 

Leben oder eine konkrete Gefährdung der weiteren Verwendung der eingesetzten Polizeibeamten 

bzw. Vertrauenspersonen möglich. Sollte auf einen Abbruch aus diesen Gründen verzichtet wer-

den, muss zudem sichergestellt sein, dass die eingesetzten Polizeibeamten bzw. Vertrauensperso-

nen und ihre polizeilichen Kontaktpersonen verpflichtet werden, Informationen vor der Weiter-

gabe auf ihre Kernbereichsrelevanz zu überprüfen und etwaige in Schrift, Bild und/oder Ton ge-

speicherte kernbereichsrelevante Informationen sofort zu löschen oder auf sonstige Weise zu ver-

nichten. Diese Vorgaben werden im Entwurf in § 16 Abs. 2 Satz 2 ff. und Abs. 3 Satz 4 und 5 treffend 

umgesetzt (wenngleich gesetzessystematisch eine entsprechende Regelung in § 19 und § 20 wohl 

passender wäre, als, wie vorgesehen, in den „allgemeinen Regelungen“ zum Schutz des Kernbe-

reichs privater Lebensgestaltung in § 16). 

Bemerkenswert ist der Regelungsvorschlag in § 16 Abs. 2 Satz 1 PolG-E. Dort wird darauf hinge-

wiesen, dass, soweit möglich, auch „technisch“ sicherzustellen ist, dass Erkenntnisse aus dem 

Kernbereich privater Lebensgestaltung nicht erlangt werden. Damit wird das Paradigma vom 

Grundrechtsschutz durch technische Verfahren aufgegriffen, indem technische Maßnahmen zu ei-

nem „automatisierten Persönlichkeitsschutz“ nach Möglichkeit zu treffen sind. Das BVerfG hat auf 

die Notwendigkeit eines solchen „technischen Kernbereichsschutz“ nur in Zusammenhang mit be-

sonderen Eingriffsmitteln hingewiesen, etwa in seiner Entscheidung zur Online-Durchsuchung 

(BVerfG, Urt. v. 27.02.2008 – 1 BvR 370/07, 1 BvR 595/07 Rn. 189 f. „Die gesetzliche Regelung hat 
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darauf hinzuwirken, dass die Erhebung kernbereichsrelevanter Daten soweit wie informations-

technisch und ermittlungstechnisch möglich unterbleibt. Insbesondere sind verfügbare informati-

onstechnische Sicherungen einzusetzen.“). Dass nun in § 16 Abs. 2 Satz 1 PolG-E diese Vorgaben 

generell für alle Datenerhebungsmaßnahmen zur Anwendung kommen sollen, ist sinnvoll. Denn 

für die Zukunft ist jedenfalls der vermehrte Einsatz technischer Mittel bei Maßnahmen nach § 17 

PolG NRW zu erwarten, die durch entsprechende Programmierung dann so ausgestaltet sein müs-

sen, dass die Erhebung und Verarbeitung kernbereichsrelevanter Daten möglichst unterbleibt. 

C. Zur personalen Datenerhebung und dem Einsatz technischer Mittel außerhalb von Woh-

nungen, § 16a Abs. 1, § 17 Abs. 1, § 19 Abs. 1, § 20 Abs. 1 PolG-E 

I. Tatbestandliche Eingriffsschwellen 

Die §§ 16a, 17, 19 und 20 PolG NRW enthalten zwei Anwendungsalternativen. In der ersten er-

mächtigen sie nach der Entwurfsfassung zum Ergreifen der jeweiligen Maßnahmen zur Abwehr 

einer „gegenwärtigen Gefahren für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 

oder für Leib, Leben oder Freiheit“ einer Person (§ 16a Abs. 1 Nr. 1, § 17 Abs. 1 Nr. 1, § 19 Abs. 1 

Nr. 1 und § 20 Abs. 1 Nr. 1 PolG-E); dazu sogleich unter 1. 

Die zweite Alternative befugt zu den Maßnahmen, wenn eine „konkretisierte Gefahr“ der Bege-

hung bestimmter qualifizierter Straftaten besteht (Straftaten „von erheblicher Bedeutung, „terro-

ristische Straftaten“ bzw. „besonders schwere Straftaten“), dazu unter Punkt 2. 

1. Anwendungsalternative 1 (§ 16a Abs. 1 Nr. 1, § 17 Abs. 1 Nr. 1, § 19 Abs. 1 Nr. 1, § 20 Abs. 

1 Nr. 1 PolG-E) 

Besondere verfassungsrechtliche Anforderungen richten sich an den Anlass der Überwachung, als 

auch an das mit der Datenerhebung zu schützende Rechtsgut (vgl. dazu BVerfGE 141, 220 (269 ff. 

Rn. 104 ff.)). 

In der Anwendungsalternative 1 sind die genannten Vorschriften zweifellos verfassungskonform 

ausgestaltet. Dass im Vergleich zur bisherigen Rechtslage die geschützten Rechtsgüter um den 

„Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes“ erweitert werden, hat den Segen des 

BVerfG. Das Gericht hat auch den „Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes“ und 

zudem „Sachen von bedeutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse geboten ist“, als 

besonders gewichtige Rechtsgüter eingeordnet, zu deren Schutz besondere Mittel der Datenerhe-

bung, wie sie die §§ 16a ff darstellen, ergriffen werden dürfen (vgl. BVerfGE 165, 1 (93, Rn. 179). 

Mit dem Erfordernis einer gegenwärtigen Gefahr wird, was den Anlass der Überwachung betrifft, 

über die verfassungsrechtlich geforderte Mindesteingriffsschwelle deutlich hinausgegangen. 
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Nach hier vertretener Ansicht sollte aber in Erwägung gezogen werden, die Eingriffsschwellen in 

der Anwendungsalternative 1 abzusenken (dazu Braun, in: Schönenbroicher/Heusch, Gefahren-

abwehrrecht Nordrhein-Westfalen, 2023, § 16a PolG NRW Rn. 11 f.). Eine „gegenwärtige Gefahr“ 

ist eine Sachlage, bei der die Einwirkung des schädigenden Ereignisses bereits begonnen hat oder 

bei der dieses unmittelbar oder in allernächster Zeit mit einer an Sicherheit grenzender Wahr-

scheinlichkeit bevorsteht (dazu Braun/Schmidt, AD Legendum, 2/2023, 89 ff.; vgl. auch die Le-

galdefinitionen in § 2 Nr. 2 NPOG). Der Einsatz von Überwachungsmaßnahmen durch die Polizei 

etwa zur Abwehr unmittelbarer Lebensgefahren ist aber regelmäßig ein wenig geeignetes Instru-

ment. Vielmehr ist es gerade Zweck der Regelungen durch die Datenerhebung erst die notwendi-

gen Kenntnisse zu erlangen, um die letztendlich gefahrenabwehrenden Folgemaßnahmen treffen 

zu können. Vorrangiger Zweck staatlicher Überwachungsmaßnahmen ist es, Informationsdefizite 

hinsichtlich Zeitpunkt, Art, Umfang und Wahrscheinlichkeit eines etwaigen Schadenseintrittes für 

polizeilich geschützte Rechtsgüter zu beheben. Insoweit ist die Eingriffsschwelle einer gegenwär-

tigen Gefahr wenig zielführend. Aufgrund dieser engen, dem Normzweck gegenläufiger, Tatbe-

standsvoraussetzungen kam und kommt der Anwendungsalternative 1 allenfalls marginale prak-

tische Bedeutung zu.1 M.E. wäre es sinnvoll – und vom BVerfG ausdrücklich gebilligt (BVerfGE 141, 

220 (171 f., Rn.111 ff.); BVerfG Beschl. v. 14.11.2024, Rn. 76; BVerfGE 155, 119 Rn. 146) – als 

eingriffseröffnende Gefahrenlage anstatt einer „gegenwärtigen Gefahr“ eine bloß konkrete Gefahr 

zu normieren. 

2. Anwendungsalternative 2 (§ 16a Abs. 1 Nr. 2, § 17 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 20 Abs. 

1 Nr. 2 PolG-E) 

a) Anlass der Datenerhebung („konkretisierteGefahr“) 

Bei besonders grundrechtsbelastenden Überwachungsmaßnahmen wie sie durch die §§ 16a, 17, 

19 und 20 PolG NRW gestattet werden, muss durch gesetzliche Vorschriften gesichert sein, dass 

eine Gefährdung dieser Rechtsgüter im Einzelfall hinreichend konkret absehbar ist und der Adressat 

der Maßnahmen aus Sicht eines verständigen Dritten den objektiven Umständen nach in sie ver-

fangen ist (grundlegend BVerfGE 141, 220 (316, Rn. 247)). Stark grundrechtsbelastende heimli-

che Informationseingriffe sind dementsprechend mit der Verfassung nur vereinbar, wenn durch 

hinreichend normenklare Eingriffsschwellen gesichert ist, dass die Maßnahmen nicht auf bloßen 

Spekulationen und allgemeinen Erfahrungssätzen beruhen. Erforderlich ist zur Eingriffsrechtferti-

gung zumindest eine konkretisierte Gefahr der Verletzung hinreichend gewichtiger Rechtsgüter 

                                                             
1 Zu denken wäre allenfalls an eine Observation eines verdächtigen Entführers, um den Aufenthaltsort des 

Entführungsopfers zu ermitteln oder die verdeckte Beobachtung einer unmittelbar gefährdeten Person (als 

Nichtsstörer nach § 6 PolG NRW) zu ihrem eigenem Schutz, wenn diese polizeiliche Hilfe ablehnt. Freilich 

könnten diese Fälle auch über § 16a Abs. 1 Nr. 2 PolG NRW gehandhabt werden. 
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bzw. der Begehung hinreichend gewichtiger Straftaten. Für den Fall, dass gesetzestechnisch (wie 

im BKAG und in den meisten Polizeigesetzen der Länder – auch im PolG NRW) an die Begehung 

bestimmter Straftaten bei der Gefahrenprognose angeknüpft wird, hat das BVerfG eine Formulie-

rungshilfe gegeben: Danach müssen „bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die be-

troffene Person innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkre-

tisierte Weise eine [bestimmte gewichtige] Straftat begehen wird. Lässt sich ein derart konkretisier-

tes und zeitlich absehbares Geschehen noch nicht erkennen, reicht es aus, wenn das individuelle Ver-

halten einer Person die konkrete Wahrscheinlichkeit begründet, dass sie in überschaubarer Zukunft 

solche Straftaten begehen wird“ (erstmals in BVerfGE 141, 220 (272 f., Rn. 112)). 

An diese Formulierungen wird in § 16a Abs. 1 Nr. 2, § 17 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 20 Abs. 1 

Nr. 2 PolG-E) nun im Wortlaut angeknüpft (wie bisher auch schon konsequent in § 20c Abs. 1 Nr. 

2, § 34b Abs. 1 Satz 1 und § 34c Abs. 1 Satz 1 PolG NRW). 

Der Anlass der Datenerhebung ist damit, legt man die Rechtsprechung des BVerfG zu Grunde, „mus-

tergültig“ in § 16a Abs. 1 Nr. 2, § 17 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 20 Abs. 1 Nr. 2 PolG-E formuliert. 

b) Rechtsgüterschutz (Begehung von „Straftaten von erheblicher Bedeutung“, „besonders 

schweren Straftaten“ oder „terroristischen Straftaten“) 

Die Straftaten, auf die sich die konkretisierte Gefahr bezieht, müssen hinreichend gewichtige 

Rechtsgüter schützen (zuletzt „lehrbuchmäßig“ dargestellt in BVerfG, Beschl. v. 24.06.2025 – 1 

BvR 2466/19 – Trojaner I, Rn. 135 ff.,). 

aa) Ausschluss von Vorfeldstraftaten 

Soweit in den Eingriffsschwellen auf eine konkretisierte Gefahr der Begehung (hinreichend ge-

wichtiger, dazu sogleich ab Punkt bb)) Straftaten abgestellt wird, ist dies verfassungsrechtlich 

unproblematisch, wenn die betreffenden Straftatbestände so ausgestaltet sind, dass mit deren 

Verwirklichung zwangsläufig bereits die Verletzung des von der Strafnorm geschützten Rechts-

gutes einhergeht. Dies ist bei Vorfeldstraftaten (also solchen, bei denen das die Strafbarkeit be-

gründende Verhalten im Vorfeld von konkreten Rechtsgutverletzung ansetzt und insoweit mit der 

klassischen Strafrechtsdogmatik gebrochen wird) nicht der Fall. Denn hier fehlt der von Verfas-

sungs wegen erforderliche Bezug zur Gefährdung oder Verletzung des zu schützenden Rechtsgu-

tes (BVerfGE 165, 1 (52 f., Rn. 95). Vorfeldstraftatbestände haben sich insbesondere im Rahmen 

der Terrorismusbekämpfung etabliert: § 89a StGB stellt die Vorbereitung eines terroristischen 

Anschlags unter Strafe; die §§ 89b, 89c StGB betreffen die Unterhaltung von Beziehungen zu ter-

roristischen Vereinigungen und die Terrorismusfinanzierung und nach §§ 129a, 129b StGB, wer-

den Gründungs-, Beteiligungs- und Unterstützungshandlungen bei terroristischen Vereinigungen 
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sanktioniert. Die Einbeziehung solcher Straftatbestände bei Ausgestaltung der Eingriffsschwellen 

steht nicht offen. 

Diese Anforderungen haben die Entwurfsverfasser beachtet. 

In § 16a Abs. 1 Nr. 2a), § 17 Abs. 1 Nr. 2a), § 19 Abs. 1 Nr. 2a), § 20 Abs. 1 Nr. 2 a) PolG-E wird dies 

bewerkstelligt mit der einschränkenden Formulierung „Straftat …, die nach ihrem Tatbestand ge-

schützten Rechtsgüter unmittelbar beeinträchtigt“. Inhalt und Bedeutung dieser bislang unge-

bräuchlichen Formulierung lassen sich in ausreichendem Umfang durch die betreffenden Ausfüh-

rungen in der Entwurfsbegründung (S. 35 f.) erschließen. 

In § 16a Abs. 1 Nr. 2b), § 17 Abs. 1 Nr. 2b), § 19 Abs. 1 Nr. 2b), § 20 Abs. 1 Nr. 2 b) PolG-E bedurfte 

es keiner solchen Einschränkung. Dort wird auf terroristische Straftaten i.S.d. § 8 Abs. 4 PolG NRW 

verwiesen. In dem betreffenden Straftatenkatalog sind keine Vorfeldstraftaten aufgeführt. 

bb) Anknüpfung an Straftaten von „erheblicher Bedeutung“ in§ 16a Abs. 1 Nr. 2 a) PolG-E 

Zur Rechtfertigung einer längerfristigen Observation reicht im Gefahrenvorfeld eine konkreti-

sierte Gefahr der Begehung von Straftaten von erheblicher Bedeutung jedenfalls aus. Freilich wur-

den von den Entwurfsverfassern in § 8 Abs. 3 Satz 1 PolG-E Straftaten von erheblicher Bedeutung 

unzureichend, da zu weit gefasst, definiert (oben A. I.); beseitigt man diesen „Lapsus“, ist § 16a 

Abs. 1 Nr. 2a) PolG-E angemessen gefasst. 

cc) Anknüpfung an „besonders schwere Straftaten“ in § 17a Abs. 1 Nr. 2a), § 19 Abs. 1 Nr. 2a), 

§ 20 Abs. 1 Nr. 2a) PolG-E 

Die §§ 17a Abs. 1 Nr. 2a), 19 Abs. 1 Nr. 2a), 20 Abs. 1 Nr. 2a) PolG-E knüpfen –  anders als die 

„Schwestervorschrift“ in § 16a Abs. 1 Nr. 2 a) PolG-E (im übrigen Wortlautgleich) – nicht an Straf-

taten von erheblicher Bedeutung an, sondern einschränkend an „besonders schwere Straftaten“ 

i.S.d. § 8 Abs. 3 Satz 2 PolG-E. Begründet wird dies mit einem erhöhten Eingriffsgewicht in An-

knüpfung an die Rechtsprechung des BVerfG bei einer kombinierten Anwendung von längerfristi-

ger Observation, § 16a PolG NRW und Maßnahmen nach § 17 PolG NRW (dazu BVerfG Beschl. v. 

14.11.2024 – 1 BvL 3/22), vgl. Entwurfsbegründung S. 37 und einer Äußerung des Gerichts, dass 

Maßnahmen nach § 19 und § 20 PolG NRW eine ähnliche Eingriffsqualität zuzumessen sei, wie 

solchen nach § 17 PolG NRW (BVerfGE 165, 1 (48 f., 58)), vgl. Entwurfsbegründung S. 38. 

Daraus zu schließen, dass eine Bezugnahme (nur) von Straftaten von erheblicher Bedeutung nicht 

ausreicht, mag vertretbar sein. Hinzuweisen ist aber, dass das BVerfG die Frage, ob die Inbezug-

nahme von Straftaten von erheblicher Bedeutung bei der kombinierten Anwendung von § 16a 

und § 17 PolG NRW ausreicht oder nicht, explizit – da nicht entscheidungserheblich – nicht ent-
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schieden hat (vgl. BVerfG, BVerfG Beschl. v. 14.11.2024 – 1 BvL 3/22 – Rn. 97: „Ob die zu überprü-

fende Regelung durchgehend dem Schutz hinreichend gewichtiger Rechtsgüter dient, ist hier 

mangels Entscheidungserheblichkeit […] nicht zu prüfen. Die Verhältnismäßigkeitsprüfung ist da-

her auf die Eingriffsschwelle beschränkt.“). 

M.E. würde eine konkretisierte Gefahr der Begehung einer Straftat von erheblicher Bedeutung 

ausreichen. Wenn die Entwurfsverfasser indes „kein Risiko“ eingehen wollen und die Eingriffs-

schwelle generell auf besonders schwere Straftaten anheben, ist dies jedenfalls mit der Verfas-

sung vereinbar. 

Dennoch besteht Änderungsbedarf: Nach der Konzeption der Entwurfsverfasser kommen die 

Maßnahmen nach den §§ 17a Abs. 1 Nr. 2a), 19 Abs. 1 Nr. 2a), 20 Abs. 1 Nr. 2a) PolG-E nur zur 

Verhütung besonders schweren Straftaten i.S.d. § 8 Abs. 3 Satz 2 PolG-E in Betracht. Damit könnten 

die Maßnahmen in dieser Anwendungsvariante nicht zur Verhinderung der meisten terroristi-

schen Straften i.S.d. § 8 Abs. 4 PolG NRW getroffen werden, da die in dieser Norm genannten Straf-

taten überwiegend keine besonders schweren Straftaten (i.S.d. § 8 Abs. 3 Satz 2 PolG-E) darstellen. 

Freilich werden, wie das BVerfG zuletzt festgestellt hat (BVerfG, Beschl. v. 24.06.2025 – 1 BvR 

2466/19, Trojaner I Rn. 139 ff.), im Falle einer konkretisierten Gefahr der Begehung von in § 8 

Abs. 4 PolG NRW aufgeführten terroristischen Straftaten Rechtsgüter von hinreichendem Gewicht 

geschützt, die besonders intensive Grundrechtseingriffe wie eine Telekommunikations- bzw. 

Quellen-Telekommunikationsüberwachung rechtfertigen können und damit zweifellos auch 

Maßnahmen nach den §§ 17, 19 und 20 PolG NRW. Letztere könnten indes durch die Begrenzung 

auf die Verhütung besonders schwerer Straftaten nach dem Wortlaut der §§ 17a Abs. 1 Nr. 2a), 19 

Abs. 1 Nr. 2a), 20 Abs. 1 Nr. 2a) PolG-E nicht getroffen werden. Das war von den Entwurfsverfasser 

sicherlich nicht beabsichtigt. 

Deshalb wird in den §§ 17a Abs. 1 Nr. 2a), 19 Abs. 1 Nr. 2a), 20 Abs. 1 Nr. 2a) PolG-E eine Ergän-

zung um terroristische Straftaten vorgeschlagen. Die Normen könnten lauten: „soweit be-

stimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Personen in absehbarer Zeit eine be-

reits ihrer Art nach konkretisierte terroristische Straftat oder einer besonders schwere Straftat, 

die die nach ihrem Tatbestand geschützten Rechtsgüter unmittelbar beeinträchtigt, begehen wer-

den …“ 

dd) Annüpfung an „terroristische Straftaten“ § 16a Abs. 1 Nr. 2b), § 17a Abs. 1 Nr. 2b), § 19 

Abs. 1 Nr. 2b), § 20 Abs. 1 Nr. 2b) PolG-E 

In dieser Variante, die nicht an ein seiner Art nach absehbares konkretisiertes Tatgeschehen bei 

der Gefahrenprognose anknüpft, sondern an das individuellen (Vor-)Verhalten des potentiellen 

Störers wird ausschließlich auf die Begehung terroristischer Straftaten abgestellt. Auf S. 36 der 
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Entwurfsverfassung wird die praktische Bedeutung der Norm nachvollziehbar mit einem Beispiel 

begründet. Dennoch stellt sich die Frage, warum diese Anwendungsalternative nur im Zusam-

menhang mit terroristischen Straftaten zur Anwendung kommen soll und nicht zusätzlich auch 

bei besonders schweren Straftaten. Eine entsprechende Erweiterung der Norm könnte in Betracht 

gezogen werden. 

3. Anmerkung zur Gesetzgeberischen Konzeption 

Der Gesetzgeber hat im präventiv-polizeilichen Bereich grundsätzlich zwei konzeptionelle Mög-

lichkeiten, bei eingriffsintensiven Überwachungsmaßnahmen den erforderlichen Rechtsgüter-

schutz zu gewährleisten (vgl. zuletzt BVerfG, Beschl. v. 24.06.2025 – 1 BvR 2466/19 – Trojaner I 

Rn. 135 ff.; BVerfGE 165, 1 (93 Rn. 179); 165, 363 (410 Rn. 105): Er kann entweder, wie in An-

wendungsalternative 1, das erforderliche geschützte Rechtsgut benennen (z.B. „Leib, Leben …“); 

so ist es gute Tradition. Es steht ihm aber auch offen, darauf zu verzichten das erforderliche 

Rechtsgut zu benennen und stattdessen an bestimmte Straftaten anknüpfen, deren Verhütung mit 

der Befugnis bezweckt wird (womit im Ergebnis an die durch die jeweiligen Straftatbestände ge-

schützten Rechtsgüter angeknüpft wird), wie in Anwendungsalternative 2. Letztere Vorgehens-

weise hat sich bei eingriffsintensiven Überwachungsmaßnahme weitestgehend etabliert (obwohl 

Anfangs vom BVerfG noch sehr kritisch gesehen, vgl. BVerfGE 125, 260 (329 f.); 154, 152 (269 Rn. 

221)). 

Dass die Inbezugnahme von Straftaten anstatt von Rechtsgütern die Lesbarkeit des Gesetzes und 

die verhältismäßige Ausgestaltung desselben wesentlich – und m.E. unnötig – verkompliziert, zeigt 

der Gesetzesentwurf in Bezug auf die §§ 16a ff. deutlich. 

Aus meiner Sicht wünschenswert wäre es, wenn sich der Gesetzgeber gänzlich von dem Erforder-

nis einer Prognose der Straftatenbegehung lösen würde. Von Verfassungswegen ist allein eine zu-

mindest konkretisierte Gefahr für besonders gewichtige Rechtsgüter als Eingriffsschwelle gefor-

dert. Wenn nun in § 16a Abs. 1 Nr. 2, § 17a Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2, § 20 Abs. 1 Nr. 2 PolG-E 

eine konkretisierte Gefahr der Begehung bestimmter Straftaten gesetzlich gefordert wird (die ih-

rerseits dem Schutz eines gewichtigen Rechtsgutes dienen müssen), ist eine Metaebene in die Prü-

fung der Eingriffsvoraussetzungen eingezogen, die keinen Gewinn verspricht und die Gefahren-

prognose unnötig erschwert. Denn unstreitig geht es in der Praxis einfacher von der Hand, eine 

konkretisierte Gefahr für eine bedeutendes Rechtsgut, wie Leib, Leben oder Freiheit einer Person, 

nachvollziehbar und überzeugend mit Tatsachen zu belegen, als die potentielle Erfüllung von teils 

sehr kleinteiligen objektiven Tatbestandsmerkmalen eines Straftatbestandes (insbesondere, 

wenn die Begehung einer Qualifizierung gefordert wird, damit der Straftat das erforderliche ein-

griffseröffnende Gewicht zukommt) und die als terroristische Straftat, als besonders schwere 

Straftat oder auch nur als erhebliche zu bestimmen ist. Das liegt in der Natur der Sache. Schließlich 
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ist es Aufgabe des Strafrechts, worauf die einzelnen Straftatbestände ausgerichtet sind, die Straf-

würdigkeit eines Verhaltens retrospektiv zu beurteilen und nicht prospektiv, wie im Gefahrenab-

wehrrecht, deren Begehung zu verhindern. Für letzteren Belang stellt das traditionelle Gefahren-

abwehrrecht handhabbarere Maßstäbe zur Verfügung; nämlich die eingriffseröffnende Prognose 

von Gefahren für anerkannte Rechtsgüter. Darauf sollte der Gesetzgeber sich wieder besinnen. 

Bislang hat sich, soweit ersichtlich, nur der bayerische Gesetzgeber von der misslichen Prognose 

der Begehung von Straftaten vollständig gelöst. Er stellt allein auf eine konkretisierte Gefahr (im 

Freistaat Bayern synonym als „drohende“ Gefahr bezeichnet, vgl. Art. 11a BayPAG) für ein bedeu-

tendes Rechtsgut ab. Daran könnte der nordrhein-westfälische Gesetzgeber sich orientieren. 

Etwa, indem die tatbestandlichen Eingriffsschwellen einheitlich für die Befugnisse in §§ 16,a, 17, 

19 und 20 PolG NRW (eine Anwendungsalternative 1 wäre dann selbstverständlich entbehrlich) 

wie folgt formuliert würde: „ […], wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine 

Person innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte 

Weise ein bedeutendes Rechtsgut verletzen wird. Lässt sich ein derart konkretisiertes und zeitlich 

absehbares Geschehen noch nicht erkennen, reicht es aus, wenn das individuelle Verhalten einer Per-

son die konkrete Wahrscheinlichkeit begründet, dass sie in überschaubarer Zukunft ein bedeutendes 

Rechtsgut verletzen wird. Bedeutende Rechtsgüter sind Leben, Gesundheit und Freiheit einer Person, 

der Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes sowie Sachen von bedeutendem Wert, 

deren Erhaltung im öffentlichen Interesse geboten ist.“ 

II. Zulässige Maßnahmeadressaten 

Nach der neueren Rechtsprechung des BVerfG kommt eine Inanspruchnahme einer Kontak- bzw. 

Begleitperson nur dann in Frage, wenn eine „spezifische individuelle Nähe der Betroffenen zu der 

aufklärenden Gefahr“ feststellbar ist (BVerfG Urt. v. 1.10.2024, 1 BvR 1160/19, Rn. 109 unter Ver-

weis auf BVerfGE 141, 220 (273 f., Rn. 114 ff.; 291 ff., Rn. 167 ff.). Die bestehenden Regelungen 

bilden diese Anforderungen nicht ab. Somit bedarf es bei Anwendungsalternative 2, die auch die 

Inanspruchnahme von Kontakt- und Begleitpersonen vorsieht, einer gesetzgeberischen Einhe-

gung (Entsprechend BVerfG, Beschl. v. 14.11.2024,1 BvL 3/22, Rn. 79; vgl. BVerfGE 141, 220 (271 

Rn. 109 m.w.N.); BVerfGE 165, 1 (49, Rn. 90)). Diese wurde im Entwurf bewerkstelligt, indem die 

Inanspruchnahme dieser Personen unter den Vorbehalt gestellt wird, dass tatsächliche Anhalts-

punkte die Annahme rechtfertigen, dass sie mit der Gefahrenlage in Zusammenhang stehen, vgl. § 

16a Abs. 1 Satz 3und 4 PolG-E, Entwurfsbegründung S. 36 unten. 

III. Rechtsfolgeerweiterung in § 17 Abs. 1 PolG-E 

Im Vergleich zur bisherigen Rechtslage wird in der Entwurfsfassung die Rechtsfolgeanordnung in 

§ 17 Abs. 1 PolG-E erweitert um „sonstige für Observationszwecke bestimmte technische Mittel 
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außerhalb von Wohnungen“. Damit wird zutreffend ein praktisches Problem gelöst (die Zulässig-

keit des Einsatzes von Mitteln der Geolokalisation, etwa eines GPS-Senders) und die Norm im Wei-

teren durch die technikoffene Ausgestaltung „zukunftsfest“ gemacht. Das ist gut gemacht. Das Be-

dürfnis einer entsprechenden Gesetzesänderung habe ich bereits vor längerer Zeit an anderer 

Stelle erläutert (Braun, in: Schönenbroicher/Heusch, Gefahrenabwehrrecht NRW, 2023, § 17 Rn. 

12). Darauf sei verwiesen. 

D. Zur Abfrage von Telekommunikations- und Telemediendaten, § 20a PolG-E 

In § 20a Abs. 1 Satz 2 PolG-E ist eine Änderung der zur Maßnahme ermächtigenden Eingriffs-

schwellen, die bisher im Vergleich zu anderen Bundesländern einmalig streng formuliert sind, 

vorgesehen. Die Maßnahme soll jetzt auch unter den Voraussetzungen des § 20c Abs. 1 PolG NRW 

zulässig sein, der zur Überwachung der Telekommunikation ermächtigt. Diese Änderung ist zwin-

gend erforderlich und entspricht der Gesetzgebungspraxis in allen anderen Bundesländern. 

Das Notwenigkeit dieser grds. Koppelung an die Voraussetzungen der Telekommunikationsüber-

wachung nach § 20c PolG NRW habe ich an anderer Stelle bereits erläutert (Braun, in: Schönen-

broicher/Heusch, Gefahrenabwehrrecht NRW, 2023, § 20a Rn. 11), worauf die Entwurfsbegrün-

dung rekurriert (S. 38). Darauf sei verwiesen. 

Wie bisher kann die Maßnahme auch bei Vorliegen einer gemeinen Gefahr und – sehr praxisrele-

vant – zur Ermittlung des Aufenthaltsortes einer vermissten, suizidgefährdeten oder hilflosen 

Person erfolgen. 

Die Streichung der Evaluationspflicht in § 20a Abs. 6 PolG-E wird befürwortet. Die Regelung hat 

sich in der Praxis etabliert und sich zu einem nicht mehr hinwegzudenkenden, notwendigen In-

strument der Gefahrenabwehr entwickelt 

Darüber hinaus besteht weiterer Änderungsbedarf, den die Entwurfsverfasser übersehen ha-

ben: In § 20a Abs. 1 PolG NRW wird in weiten Umfang auf Bundesregelungen verwiesen; genauer 

auf Regelungen des Telekommunikationsgesetzes (TKG), des Telemediengesetzes (TMG) und des 

Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetzes (TTDSG). Die in Verweis genommenen 

Regelungen aus den betreffenden Gesetzen sind nach wiederholten Reformen entweder nicht 

mehr an der angegebenen Stelle geregelt oder wurden in neue Regelwerke transferiert. So wurde 

aus dem Telekommunikation-Telemedien-Datenschutzgesetz (TTDSG) am 13. Mai 2024 das Tele-

kommunikation-Digitale-Dienste-Datenschutz-Gesetz (TDDDG). Ebenso wurde das Telemedien-

gesetz (TMG) durch das Digitale-Dienste-Gesetz (DDG), das am 14. Mai 2024 in Kraft trat, abgelöst. 

Inhaltlich hat sich für den gegenständlichen Belang durch die neuen Bundesregelungen nichts We-

sentliches geändert. Es ist aber in § 20a PolG-E eine redaktionelle Anpassung vorzunehmen, die die 

geltende Rechtslage zutreffend abbildet. 
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E. Zur polizeilichen Beobachtung, § 21 PolG-E 

Soweit, wie im PolG NRW, Anlass der polizeilichen Beobachtung bloße Tatsachen sind, die die An-

nahme rechtfertigen, dass bestimmte Straftaten begangen werden, müssen die in Bezug genom-

menen Straftaten Rechtsgüter von besonderem Gewicht schützen. Dies sei, so das BVerfG in seiner 

Entscheidung zum SOG-Mecklenburg-Vorpommern (BVerfGE 165, 1, (91 f.) nur bei der Inbezug-

nahme von besonders schweren Straftaten der Fall, nicht indes bei Straftaten von erheblicher Be-

deutung (i.S.d. § 49 SOG-MV) und auch terroristischen Straftaten (i.S.d. § 67c SOG MV). 

Dies haben die Entwurfsverfasser in § 21 Abs. 1 PolG-E treffend umgesetzt. 

Dennoch rege ich dringend eine Änderung an. In seiner Trojaner I-Entscheidung hat das 

BVerfG ausdrücklich kundgetan, an seinen Äußerungen in der Entscheidung zum SOG-MV teil-

weise nicht mehr festhalten zu wollen (BVerfG, Beschl. v.24.06.2025 – 1 BvR 2466/19 – Trojaner 

I Rn. 138: „Der Gesetzgeber kann im präventiven Bereich den erforderlichen Rechtsgüterschutz 

aber auch unabhängig vom Gewicht der Straftat mit einer ergänzenden Rechtsgutbetrachtung o-

der jedenfalls dergestalt sicherstellen, dass er eine hinreichende Qualifizierung als terroristische 

Straftat wie in § 129a Absätze 1 und 2 StGB im Einzelfall vorsieht (vgl. dazu für Übermittlungsbe-

fugnisse BVerfGE 141, 220 <332 Rn. 300>). Insoweit hält der Senat an seiner jedenfalls für Straf-

tatbestände mit einer Höchstfreiheitsstrafe von bis zu drei Jahren (vgl. BVerfGE 165, 1 (92 f. Rn. 

178 ff.); vgl. auch für Übermittlungsbefugnisse BVerfGE 154, 152 (304 f. Rn. 312); 163, 43 (102 

Rn. 155) entgegenstehenden Rechtsprechung nicht fest. [Hervorhebung von mir]). In der Folge 

hat das Gericht herausgearbeitet (Rn. 139 ff.), dass explizit terroristische Straftaten i.S.d. § 8 Abs. 

4 PolG NRW Rechtsgüter von besonderem Gewicht schützen. Damit kann deren potentielle Ver-

wirklichung zweifellos auch Anlass für eine polizeiliche Beobachtung nach § 21 geben. 

Nachdem ich der Auffassung bin, dass eine polizeiliche Beobachtung terroristischer Gefährder un-

abdingbar ist, bitte ich dringend bei der erforderlichen Reform des § 21 Abs. 1 um eine Er-

gänzung um terroristische Straftaten (neben den besonders schweren Straftaten). 

F. Automatisierte Analyse von Daten, § 23 PolG-E 

I. Eingriffsschwellen, § 23 Abs. 6 PolG-E 

Die in § 23 Abs. 6 PolG-E neu gefassten Eingriffsschwellen sind hoch gesetzt. Sie entsprechen ohne 

Zweifel den Anforderungen, die das BVerfG in der Hessendata-Entscheidung (BVerfG, Urt. v. 

16.02.2023 – 1 BvR 1547/19 – Rn. 105 ff.) an gesetzliche Eingriffsbefugnisse gestellt hat. 

Die geplante Neuregelung entspricht im Wortlaut den Eingriffsschwellen bei Maßnahmen nach § 

17 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2 und § 20 Abs. 1 Nr. 2 PolG-E. Erforderlich ist eine „konkretisierte“ 
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Gefahr der Begehung einer besonders schweren Straftat in § 23 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1a) PolG-E, in § 

23 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1b) PolG-E einer terroristischen Straftat. 

Gegen die Regelung können die gleichen Einwände vorgebracht werden, wie gegen die entspre-

chenden Regelungen in § 17 Abs. 1 Nr. 2, § 19 Abs. 1 Nr. 2 und § 20 Abs. 1 Nr. 2 PolG-E (dazu oben 

S. 10 ff.). Es wäre danach angezeigt, § 23 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1a) PolG-E um terroristische Straftaten 

zu ergänzen; in § 23 Abs. 6 Satz 2 Nr. 1 b) PolG-E sollten demgegenüber auch schwere Straftaten 

aufgenommen werden2. 

II. Verfahrensausgestaltung, § 23 Abs. 6a PolG-E 

Eine detaillierte Begutachtung von § 23 Abs. 6a PolG-E war mir nicht möglich. Nach kursorischer 

Durchsicht scheinen mir aber die dortigen Regelungen als angemessen und sachgerecht gefasst. 

G. Weiterverabeitung von Daten zur IT-Entwicklungszwecken, § 24a PolG-E 

Die Regelung in § 24a PolG-E wird im Grunde befürwortet. Es ist bemerkenswert, dass die Kraft 

gefunden wird, eine spezielle Rechtsgrundlage für die Entwicklung, Überprüfung, Änderung und 

das Trainieren von IT-Produkten durch die Polizei mittels Echtdaten in das PolG NRW zu imple-

mentieren. 

Beim Einsatz von künstlicher Intelligenz bzw. Big-Data-Technologien besteht der dringende Be-

darf gesetzgeberischer Einhegung (vgl. etwa Härtel, LKV 2019, 49 (54 ff.)). So müssen etwa die 

nutzbaren Datenkategorien vom Normgeber festgelegt werden; auch Vorgaben zur Anonymisie-

rung verwendeter Datensätze sind erforderlich sowie allgemein prozedurale Vorschriften zum 

Umgang mit den gewonnenen Informationen, usw.. Diesbezüglich finden sich weitreichende An-

sätze speziell für das „Trainieren“ derartiger Anwendungen in § 24b PolG-E. 

In § 24b Satz 2 PolG-E wird auch das grundlegende Problem beim Einsatz von KI-Anwendungen 

offen gelegt, wenn gefordert wird, dass sicherzustellen ist, dass „diskriminierende“ (was immer 

das bedeuten soll!) Algorithmen weder verwendet und herausgebildet werden dürfen und vor 

allem, dass das verwendete Verfahren, soweit technisch möglich, nachvollziehbar ist. 

Denn zentrale Problematik des Einsatzes von KI ist der damit verbundene Kontrollverlust staatli-

cher Stellen, da insoweit behördliche Entscheidungsfindung mittelbar durch private Softwareher-

steller gesteuert wird und die Funktionsweise der von der kommerziellen Software gebrauchten 

Algorithmen naturgemäß wenig transparent ist (so schon Kipker, Informationelle Freiheit und 

staatliche Sicherheit, 2016, S. 7). 

                                                             
2 Wollte man eine noch differenziertere Regelung mit erweiterten Einsatzmöglichkeiten, könnte man sich 
an den Neuregelungen in Hessen (§ 25 HSOG) oder Bayern (Art. 61a BayPAG) orientieren. 
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Aus rechtsstaatlicher Sicht ist eine Informationssymmetrie zwischen privaten Softwareentwick-

ler und polizeilichen Anwender unabdingbare Voraussetzung. Die Polizei muss auf eigene Fach-

leute zurückgreifen können, die komplexe Datenanalytik im Kontext von Big Data (Verfahren, Fil-

ter, Suchalgorithmen usw.) und KI-Anwendungen verstehen und unter rechtsstaatlichen Gesichts-

punkten bewerten können; insoweit gilt es an die Forderung nach einer juristischen Modellierung 

von Software zu erinnern, die durch den Regelungsvorschlag in § 24b erneuert wird. Freilich ist 

die Einschränkung in § 24b Satz 2 PolG-E „soweit technisch möglich“ abzulehnen. Die Verwendung 

„nicht nachvollziehbar“ arbeitender technischer Systeme in grundrechtssensiblen Bereichen wie dem 

Polizeirecht ist a priori abzulehnen. 

Letztendlich zeigen die Entwurfsverfasser mit der Regelung in § 24b PolG-E guten Willen. Ausrei-

chend sind die Regelungen – soweit mein beschränkter technischer Sachverstand reicht – wohl 

nicht ganz. Jedenfalls bedürfte es zusätzlich der Anordnung einer vorgängigen Datenschutzfolgen-

abschätzung, wie sich aus der jüngeren Rechtsprechung des BVerfG folgern lässt (vgl. etwa BVerfG, 

Beschl. v. Beschl. v 08.062021 - 1 BvR 2771/18) (jedenfalls soweit man das Erfordernis einer sol-

chen nicht aus allgemeinem Datenschutzrecht ableiten wollte). 

Auch sollte eine Präzisierung der Verfahrensvorschriften in Bezug auf die jeweiligen einsetzbaren 

technischen Mittel im Verordnungsweg bzw. ggf. auf untergesetzlicher Ebene erfolgen, was ge-

setzlich zu bestimmen wäre. 

H. Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot zum Schutz vor häuslicher Gewalt, § 34a 

PolG-E 

In § 34a Abs. 5 Satz 1 und Satz 2 PolG-E soll die bisherige Gültigkeitsdauer für Rückkehrverbote 

nach § 34a Abs. 1 PolG NRW von 10 Tagen sowie deren etwaige Verlängerung (in Fällen der Be-

antragung zivilrechtlichen Schutzes nach dem GewSchG) um nochmals bis zu 10 Tagen auf jeweils 

14 Tage angehoben werden. 

Der Änderungsvorschlag ist abzulehnen. 

Schon die Entwurfsbegründung, die aus zwei dünnen Sätzen besteht (S. 42) genügt nicht den An-

forderungen. Sie erschöpft sich in der bloßen Vermutung, dass die bisherige Regelung nicht immer 

als ausreichend erscheint [sic!], um in der Praxis einen wirksamen Schutz von Opfern häuslicher 

Gewalt zu gewährleisten. Damit erhalten die zur Entscheidung über die Gesetzesänderung allein 

demokratisch legitimierten Abgeordneten des Landtags Nordrhein-Westfalen keinen Überblick 

über die Sachlage. Oder sollen sie selbst Nachforschungen darüber anstellen, ob die bisherigen 

Fristen nicht ausreichend zum Schutz vor häuslicher Gewalt sind? 
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Damit kommen die Entwurfsverfasser ihrer Pflicht, stark grundrechtsbelastende (Art. 14 Abs. 1, Art. 

11 Abs. 1, ggf. Art. 6 GG) Verschärfungen der bisherigen Rechtslage zu begründen, nicht in ausrei-

chendem Maße nach. 

Was hätte belegt werden müssen? 

§ 34a PolG NRW ermöglicht es der Polizei in Fällen häuslicher Gewalt – d.h. wenn es in einer häus-

lichen Gemeinschaft zu einer Gewaltanwendung kommt (Keller, Häusliche Gewalt, Stalking, Ge-

waltschutzgesetz, 2. Aufl. 2016, S. 59) – den Gewalttäter unabhängig von dessen zivilrechtlicher 

Nutzungsberechtigung aus der gemeinsam mit dem Gewaltopfer genutzten Wohnung zu verwei-

sen und ihm ein 10-tägiges Rückkehrverbot zu erteilen. Die Maßnahme ist als „übergangsweises 

Kriseninterventionsmittel“ (OVG Münster, Urt. v. 12.12.2017 - 5 A 2428/15) konzipiert, dessen 

Zweck gerade darin besteht, dem Gewaltopfer die erforderliche Zeit und Ruhe zu geben, um weiter-

gehende zivilrechtliche Schutzanordnungen nach dem Gewaltschutzgesetz (GewSchG) zu erwirken; 

nämlich eine längerfristige Zuweisung der bislang gemeinsam genutzten Wohnung zur alleinigen 

Nutzung und Kontakt- bzw. Näherungsverbote gegen den Gewalttäter (Dazu Keller, Häusliche Ge-

walt, Stalking, Gewaltschutzgesetz, 2. Aufl. 2016, S. 167 ff.). Ziel der Befristungen – bislang 10 Tage 

– ist es also in erster Linie dem Gewaltopfer zu ermöglichen, weitergehende Aufenthalts- und Kon-

taktverbote auf dem Zivilrechtsweg nach dem GewSchG zu erwirken. 

Für eine Verlängerung der Fristen müssten demnach die Entwurfsverfasser nachweisen oder es 

zumindest als plausibel erscheinen lassen, dass die bisherige 10-tägige Frist nicht ausreicht, um 

eine einstweilige Verfügung vor den Familiengerichten beantragen zu können. Das erscheint in-

des bei ausreichender Information des Gewaltopfers durch die handelnden Polizeibeamten (vgl. 

die Verpflichtung in § 34a Abs. 4 PolG) und dem Hinweis auf entsprechende Beratungsangebote 

(ebenfalls § 34a Abs. 4 PolG NRW) kaum der Fall zu sein (zumal der Antrag vor beim Familienge-

richt nur innerhalb von 10 Tagen gestellt werden muss; bis zur Entscheidung greift dann eine 

Verlängerung der Maßnahme bis zu weiteren 10 Tagen, § 34a Abs. 5 PolG NRW). 

Im Übrigen sollte man sich derzeit nicht mit einer Verschärfung der Eingriffsbefugnisse des § 34a 

befassen, sondern vorrangig dafür Sorge zu tragen, dass die bestehende Rechtslage in der polizei-

lichen Praxis rechtskonform zur Anwendung gebracht wird. Der Landtag hat sich zuletzt mit dem 

Thema häusliche Gewalt anlässlich eines Antrags der Fraktion der SPD „Häuslicher Gewalt wir-

kungsvoll begegnen – Schutzmaßnahmen für Betroffene ausbauen und verbessern“ (LT-Drs. 

18/8125) sowie einem Entschließungsantrag der Fraktion von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN (LT-Drs. 18/8210) befasst. In diesem Rahmen hat die VRin am VG Düsseldorf Houben eine 

Stellungnahme abgegeben (Stellungnahme 18/1597) dort heißt es auf S. 4 f.: „Geschätzt halten 

derzeit rund die Hälfte der beim Verwaltungsgericht Düsseldorf zur Überprüfung gestellten Polizei-

verfügungen einer Rechtmäßigkeitskontrolle nicht stand (in den Jahren davor waren es etwa 1/3 der 
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Bescheide) [Hervorhebung von mir]. Hintergrund ist oft entweder die Verkennung der tatbestand-

lichen Voraussetzungen, eine unzureichende Gefahrenprognose oder eine unzureichende Ermes-

sensausübung, etwa bei der Störerauswahl. So sind zuletzt vermehrt Fälle zur gerichtlichen Prüfung 

gestellt worden, in denen lediglich verbale Streitigkeiten im Raum standen, die nach der derzeitigen 

Rechtslage eine Wohnungsverweisung nicht rechtfertigen können. Auch leiden viele Bescheide an 

Ermessensfehlern (z. B. Ermessensausfall), etwa weil bei widerstreitenden Sachverhaltsschilderun-

gen „blind“ einem der Beteiligten Glauben geschenkt wurde, ohne in der Einsatzdokumentation nach-

vollziehbar darzulegen, weshalb der einen Schilderung gefolgt und der anderen keinen Glauben ge-

schenkt wird.“ 

Danach könnten schätzungsweise die Hälfte der in der Praxis ausgesprochenen Wohnungsver-

weisungen nach § 34a PolG rechtswidrig sein. Bei einer solchen – beschämenden – polizeilichen 

Praxis verbietet sich eine Verschärfung der Rechtslage per se. Vielmehr ist umgehend mit Nach-

druck dafür zu sorgen, dass die bestehenden Rechtsvorschriften von den handelnden Polizeivoll-

zugsbeamten endlich rechtskonform angewandt werden. Entsprechende Weisungen Seitens des 

Innenministeriums durch Erlass, die an die rechtsfonkonforme Anwendung der einschlägigen Be-

fugnisnormen nachhaltig erinnern, halte ich, soweit noch nicht geschehen, für angezeigt. 

 

Hofkirchen, den 19.10.2025 

 

Frank Braun 


